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Letzte Nachrichten
AonSiktstoSe im "Kcicb

Bevorstehende Reichsmwtsterreden
M . Berlin , 14. Mai (Priv . - Tel . ) In politische» Kreisen

wird auf Grund der bisherigen Borgänge die Lage für die
nächste Zeit außerordentlich ernst beurteilt . Die
Sozialdemokraten haben mit knapper Mehrheit ihre
Zustimmungen zu der Anleihe erteilt , bleiben aber darauf
bestehen, daß die Arbeitslosenversicherung nicht
angetastet werden darf. Dabei glauben sie auch der Hilfe des
Zentrums sicher zu sein . Es scheint aber, als ob sämtliche nicht-

^sozialistischen Parteien eine solche Forderung ablehnen wer
den, so daß es voraussichtlich bei Wiederbeginn des
Reichstags nach der Pfingstpause zu sehr erheblichen
Differenzen kommen wird.

' Erschwert wird noch die Lage durch Borgänge im P r e u-
zwischen Landtag . Es ist nämlich in der Deutschen
116 v l 18 p b 11 e i der Gedanke erörtert worden , ähnlich, wie es
< bei der Gewerbesteuer der Fall war , auch beim Etat die Be -

^jfchlußunfähigkeit herbeizuführen , um die Verabschiedung zu
verhindern . Angeblich soll das Ziel sein, auf diesem Weg die
-Weimarer Koalition in Preußen zu neuen Berhandlun -

gen über die Ausnahme der Deutschen Bolkspartei in die

preußische Regierung gefügig zu machen.

, In de » nächsten Tagen wird es eine Reihe größer poli -
tischer Reden der Reichsmini st er geben, denen

^ nan einige Bedeutung beilegt . So werden bei der Eröffnung
, j»er Ausstellung „Deutsche Arbeit " in Dresden
Reichsinnenminister Severins und bei dem anschließenden

>Bankett Reichsaußenminister Stresemann spreche « . Bei
itzer dann folgende » Hundertjahrfeier der Techni -

f ch e n Hochschule Stuttgart spricht zunächst Reichs -

Innenminister Severins und dann bei dem Festessen der

Reichskanzler .

Deutschland und die Brüsseler Weltausstellung
kl . Berlin , 14. Mai ( Priv . -Tel .) Zu Nachrichten, daß

.Deutschland die Beteiligung an der Brüsseler
Weltausstellung abgelehnt hat, erfahren wir an
-zuständiger Stelle , daß das tatsächlich richtig ist. Die Ableh-
nung geschah aber nicht aus politischen, sondern finanziel -
I e n G r ü n d e n, da die für Ansstellnngszwecke vorgesehenen
ßw«i Millionen im Etat den letzten Streichungen zum Opfer
tzesallen sind.

Noch keine Einigung im Rnhrbergban
' MTB . Essen , 14. Mai . (Tel . ) In den heutigen VerHand -

Lungen zwischen dem Zechenverband und den Gewerkschaften
pber den Manteltarif und die Arbeitszeit wurde eine Einigung
« icht erzielt . Die Parteien vereinbarten , die Verhandlungen
am 28. und 29 . Mai im Beisein des Schlichters fortzusetzen .

Der tschechoslowakische Etat für ISZv
MTB . Prag , 14 . Mai (Tschechoslow. Preßbüro ) . (Tel . ) Der

tschechoslowakische Staatsvoranschlag sür 1930, dessen Vordem ,

lung abgeschlossen ist . sieht eine wesentliche Erhöhung der
Musgabe, > vor . Das Armeerfordernis allein wird sich um
80 Millionen Kronen erhöhen . Der Militäretat , der sich bisher
jin einer Höhe von zwei Milliarden Kronen bewegte , wrrd
Könnt etwa 23 Proz . der Gesamtausgaben des Staates bean -

Wvuchen.

Die Dienstpflicht in Amerika
MTB . Washington , 14. Mai . (Tel . ) Dem Kongreß wurde

«in Gesetzentwurf vorgelegt , der dem Präsidenten die Befug¬
nis erteilt , im Kriegsfall alle männlichen Personen zwischen
18 und 45 Jahren unter die Fahnen zu rufen . Der Kriegs ,

sekretär , dessen Billigung der Entwurf gefunden hat . erklärte
dazu , die kritischste Zeitperiode sei diejenige , die der Kriegs -
« rklärung unmittelbar folge . Der Gewinn einiger Tage , sogar
eines Tages , während dieser Periode könne zwischen einem
schnellen Sieg und einem langen Krieg entscheiden .

Schacht und Bögler waren nicht in Berlin . Reichsbankpräsi -
dent vr . Schacht und Dr. Vogler haben sich den Samstag über
in Essen aufgehalten . Die Meldungen , daß die beiden Expcr -
ten auch in Berlin gewesen seien , sind nicht zutreffend . Auch
die Reise ins Ruhrgebiet ging allein auf die eine Initiative
der beiden Sachverständigen zurück . „

übertritt zur Sozialdemokratie . Wie der „Vorwärts mel¬
det , hat der Senatspräsident am Kammergericht Berlin , Ur.
Großmann , der bisher der Demokratischen Partei angehorte ,
seinen Übertritt zur Sozialdemokratie angekündigt Er ve-

gründet diesen Schritt in einem Schreiben an den Äbg. « ocy-

Weser , daß er nicht mehr auf dem Boden der liberalen W >rt -

schaftsauffassung stehe. ^ .
Der Rote Frontkämpferbund ist auch in Württemberg un

Thüringen verboten worden . ^
Graf Bosdari f . In Bologna verstarb im Alter von «2 Iah -

ren der frühere itlaienische Botschafter in Berlin , Gras >
5andro de Bosdari . zuletzt Botschafter in Paris .

Staatspräsident Dr . Schmitt zum Finanzausgleich
Eine Rede auf der Jahresversammlung der badischen Unternehmerverbände

Auf der am heutigen Dienstag in Karlsruhe
abgehaltenen Jahresversammlung der Wirb
schaftlichen Bereinigung der Unternehmerver ^
bände , Abteilung Baden , sprach Staatspräsident
und Finanzminister Dr. Schmitt über den Fi
niinzausgleich . Aus seinen ausführlichen Dar -
legungen bringen wir heute zunächst den ersten
Teil :

I .
Die Schwierigkeiten eitles Finanzausgleichs zwischen Reich,

Ländern und Kommunalverbänden liegen teils auf finan
ziellem Gebiet , der knappen Finanzdecke, welche nicht ausreicht ,
um alle Blößen zuzudecken, teils auf technischem Boden : Viele
Borschläge sind gedanklich richtig , technisch aber entweder nicht
ausführbar oder wegen der Kosten nicht rentabel . Die schlimm
sten Hindernisse sind aber politischer Art : Es herrscht Krieg
aller gegen alle : Es kämpfen um den Finanzausgleich die
Großstädte , die Landkreise , die Kommunen , die Länder , das
Reich, und zwar in der verschiedensten Gruppierung , teils
gegeneinander , teils miteinander , je nach dem Ziele . Und alle
die Kämpfer haben in der Wirtschaft eine Hilfstruppe , welche
ebenfalls ihre Bündnisse von Fall zu Fall in verschiedener
Weise abschließt .

1 . Zuerst müssen außenpolitisch die Reparationsverpflichtun -
gen in angemessener und befriedigender Weise geregelt sein .
So lange nicht die jährlichen Reparationsleistungen in erträg -
licher Höhe feststehen , könne »! die innerdeutschen Finanzver »
Hältnisse nicht endgültig bereinigt werden . Nicht bloß in der
Außenpolitik , auch in der innerdeutschen Politik sind die
außenpolitischen , wirtschaftlichen und finanziellen Fragen für
uns das Entscheidende . Bon ihrer Lösung hängt unser Schick»
sal ab . Ich unterschätze gewiß nicht die günstigen finanziellen
Folgen größtmöglicher Sparsamkeit in der öffentlichen Ver -
waltung oder einer Reichs - und Verwaltungsreform usw . ;
aber diese Umstände haben iminer nur eine relative Beden -
tung . Unser Hauptziel , nämlich die Senkung der Reichs - , Lan -
des - und Kommunalstenern hängt wesentlich und in erster
Reihe von der Senkung der Reparationen ab .

2 . Die Reichsreform , die Berfassungsreform und die Ber -
Wattungsreform sind zunächst insofern eine Voraussetzung für
einen endgültigen Finanzausgleich , als diese Reformen eine
Verbilligung , insbesondere einen Abbau von Aufgaben und
Behörden , eine Vereinfachung und Verbesserung unserer Ver -
waltung erstreben . Je mehr Kosten in der öffentlichen Ver -
waltung erspart werden können , desto leichter wird der Fi «
nanzausgleich . Mit allen Mitteln muß erstrebt , werden , daß
der öffentliche Aufwand vermindert wird . Aber das ist die
Frage , ob in nennenswertem Umfang eine solche Verbilligung
erreicht wird , daß eine fühlbare Steuersenkung eintreten kann ,
und — wann dies geschehen kann . Erfahrungsgemäß haben
alle Reformen — nicht bloß beim Staat , auch bei der Wirt -
schaft , wenn diese sich rationalisiert — zunächst während einer
Übergangszeit die Erhöhung von Ausgaben im Gefolge , z . B .
durch Umzugskosten , durch Neubauten oder Umbauten . Ferner
würde eine bloße Verschiebung der Ausgaben vom Reich auf
die Länder oder Provinzen oder von den Ländern und Pro -
vinzen auf die Gemeinden oder auf die Volksgenossen oder
auf die Wirtschaft keine Ersparnis bedeuten . Verschiebung ist
eben keine Berbilligung . Was nützt es , wenn der Staat eine
Ausgabe erspart , welche dann andere in demselben oder sogar
erhöhtem Maße tragen müssen ? Auf die Gesamtbelastung aller
kommt es an . Nur wenn diese kleiner wird , wird gespart .

Die Konzentration von Aufgaben durch den höheren staats -
rechtlichen Organismus , z. B . durch das Land , hat vielfach in
dem Sinne eine Vermehrung der Ausgaben zur Folge , als der
untergeordnete Verband , dem Aufgaben abgenommen werden ,
trotzdem seine Umlage nicht senkt . Wenn eben ein Organis -
mus einmal eine bestimmte Steuerhöhe gewohnt ist. so wird
er vielfach , auch wenn ihm bisherige Aufgaben abgenommen
werden , bestrebt sein , den gleichen Steuersatz beizubehalten ;
neue Aufgaben wird er schon wieder finden . Man könnte hier
Beispiele aus der Vergangenheit — und für die Zukunft an -
führen .

Die gesamte Reform des Reichs und der Länder ist übri -
gens nicht bloß aus finanziellen Gründen eine Voraussetzung
des endgültigen Finanzausgleichs . Nein , auch unabhängig von
dem finanziellen Ergebnis muß man sagen : Wen » und weil
eine Reform kommen soll, muß sie vor dem endgültige » Fi -
nanzausgleich schon da fei«. Zuerst baut man das Fundament ,
und erst dann das Stockwerk.

3. Wesentliche Voraussetzung für jeden Finanzausgleich ist
aber die vorherige gesetzliche Feststellung darüber , welche der
verschiedenen staatlichen Aufgaben dem Reich, und welche den
Ländern obliegen . Also zuerst Aufgabenverteilung zwischen
Reich und Länder », und erst dann Finanzausgleich zwischen
diesen . Und zwar muß ein Generalplan über die Lastenvertei -
lung in einem besonderen Gesetz ausgestellt werden

' — nicht
aber erst in einem Finanzansgleichsgesetz . Bisher hatte man
die Aufgabenverteilung Mischen Reich und Land nur von Fall
zu Fall , vielfach in Einzelgesetzen , oft von Regierungskrise zu
Regierungskrise , und unter dem Druck innerpolitischer Schwie -
rigkeiten geregelt . So hat man sogar die dritte Steuernot -
Verordnung (§ 42 ) dazu benutzt , um die Aufgaben der Wohl -
fahrtspflege , des Schul - und Bildungswesens und der Polizei
den

'
Ländern nach Maßgabe näherer reichsrechtlicher Bor -

schriften zur selbständigen Regelung und Erfüllung zu über -
lassen . Weitere Einzelgesetze haben den Ländern weitere Auf .
gaben übertragen (Arbeitsgerichte , Bekämpfung der Geschlechts -
krankheiten ) , weitere derartige Regelungen sind in Aussicht

gestellt ( Arbeitsschutz usw . ) . Eine solche Systemlosigkeit oder

Zufälligkeit der Aufgabenverteilung ist einerseits das größt «
Hindernis für einen dauernden Finanzausgleich und wirkt sich
andererseits (selbst ohne die bevorstehende Kürzung von Reichs .
Überweisungen ) , wie eine schleichende Aushöhlung der Lände »
finanzen aus . Am schlimmsten wirken solche Reichsgesetzc.
wenn sie im Laufe eines Rechnungsjahres in Kraft treten und
unter Umständen das vom Landtag genehmigte Budget erheb -
lich gefährden oder in Unordnung bringen .

Finanzausgleich und Lasten « ,isgleich hängen als » eng z» -
sammen . Es muß sich aber nicht der Lastenausgleich nach dem
Finanzausgleich , sonder » umgekehrt , der Finanzausgleich nach
dem Lastenausgleich richten ; dieser ist das primäre .

Bei der Aufgabenverteilung wird zu beachten fein , daß der
Organismus , welcher eine Aufgabe erhalten oder behalten
soll , auch die entsprechenden Einnahmen dafür selbst aufzu .
bringen hat . Wer Aufgaben zu erfüllen hat , wird nur dann
sparsam sein , wenn er auch selbst die Kosten zu tragen hat.
Darf er von einem andern anfordern , so wird er von vorn -
herein seine Forderung höher halten . Das ist psychologisch
verständlich , die tägliche Erfahrung beweist die Richtigkeit des
Satzes .

Soweit es sich um den Finanzausgleich zwischen Reich und
Ländern handelt , genügt zunächst auch die Aufgabenverteilung
zwischen diesen beiden . Es genügt also für diesen Teil des
Finanzausgleichs , daß in einem Reichsgesetz festgestellt wird ,
daß z. B . das Schulwesen und die Wohlfahrtspflege eine Län -
verausgabe ist . Ob dann die Schulaufgaben dem Land oder
den Gemeinden obliegen , berührt den Finanzausgleich zwi -
schen Reich und Ländern nicht, denn für das Reich ist in dieser
Frage nur entscheidend , daß den» Reich keine Schulaufgabe »
obliegen . Die Gesamtsumme der Schulausgaben muß aber
dieselbe sein und bleiben , gleichviel , wie sich die Gesamtsumme
der Schullasten auf Land und Gemeinden verteilt .

Die Verteilung der Schullasten zwischen Land und Gemein -
den ist lediglich wieder erst eine Vorfrage für die Regelung
des innerstaatlichen Finanzausgleichs , d. h ., des FinanzauS -
gleichs zwischen Land und Gemeinden .

Wenn nun für den Finanzausgleich zwischen Reich und
Ländern z . B . auf dem Gebiet der Volksschule nur der Ge -
samtbedarf für die Schule innerhalb eines Landes maßgebend '
sein soll , so muß an sich die Gesamtsumme des Schulbedarf »
für jedes Land nach einheitlichen Grundsätzen bemessen wer -
den . Welches sind aber z. B . diese einheitlichen Grundsätze des
Lastenausgleichs der Volksschule ? Muß etwa das Reich zuerst
verlangen , daß die Länder gewisse Ungleichheiten , welche zwi .
schen den Ländern bestehen , beseitigen , oder soll das Reich
solche Ungleichheiten selbst durch Reichsgesetz beseitigen ? Nötig
ist das nicht ! Solche Ungleichheiten der Länder in Schulfra -
gen bestehen zwar , z. B . in der Einstufung der Lehrer in der
Besoldungsordnung , in der Zahl der Pflichtschuljahre , in der
Zahl der Schulkinder , welche auf einen Lehrer entfallen . Und
ganz gewiß kann auch ein Land deswegen , weil es (wie z . B .
Sachsen ) seine Lehrer höher einstuft , oder weil ein Land wem '
ger Kinder auf einen Lehrer rechnet , nicht höhere ReichSüber -
Weisungen verlangen , als die andern Länder . Aber der Fi -
nanzausgleich für die Schule kann gleichmäßig erfolgen , oh» :
daß diese Ungleichheiten vorher beseitigt werden , wenn nur
der Schulbedarf der Länder bei Reichsüberweisungen auch nach
der Schülerzahl bemessen wird, mit andern Worten, wenn
man zunächst aus der Gesamtsumme der Reichsüberweisungen
einen Betrag für die Volksschulen aller Länder ausscheidet
und diesen Betrag unter die Länder nicht mehr oder nicht bloß
nach dem örtlichen Aufkommen , auch nicht bloß nach "
der Einwohnerzahl , sondern teilweise auch nach der Schü - '
lerzahl , d . h . nach der Anzahl derjenigen Einwohner , welche
unter einer gewissen Altersgrenze stehen , verteilt : Auch hier
wird sicherlich mit der Zeit eine Angleichung im Schulwesen
und Schulrecht unter den Ländern von selbst eintreten ; aber
diese Angleichung ist keine unbedingte Voraussetzung des Fi «
Nanzausgleichs, sondern eine wahrscheinliche Folge desselben :
die Einstufung der Lehrer wird z. B . schließlich angeglichen
werden .

4. Eine weitere Voraussetzung für einen richtigen Finanz -
ausgleich ist eine richtige Finanz - und Steuerstatistik . Di «
Statistik kann eine scharfe Brille sein, durch welche wir die
Verhältnisse besser sehen können, als wie mit dem bloßen
Ange . Sie erweitert insbesondere das Gesichtsfeld dadurch ,
daß sie weite Gebiete zahlenmäßig zusammenzieht . Die Sta -
tistik kann aber auch mißbraucht werden, insbesondere, wenn
Schlußfolgerungen gezogen werden wollen, die nicht gezogen
werden dürfen . Die Statistik ist keine eigene Wissenschaft , son-
dern eine Hilfswissenschaft . Mit ihr ist es ähnlich wie mit
dem Fingerabdruck . Wenn ich gegen einen Angeklagten kein
anderes Beweismitel hätte , wie einen Fingerabdruck, so würde
ich ihn nie zum Tode verurteilen . Der Fingerabdruck und die
Statistik geben mir aber eine Spur , kraft der ich verpflichtet
bin , zu prüfen , ob das , was der Fingerabdruck oder die Stati -
stik sagt , auch aus andern Gründen richtig ist .

5 . Den endgültigen Finanzausgleich soll man ferner nicht
machen in Zeiten von Depressionen und von wirtschaftlichen
Schwankungen und noch weniger unter dem Druck von poli -
tischen Krisen . Solche Fehler würden sich rächen . Einen rich-
tigen Finanzausgleich kann man nur machen in Zeiten der
Ruhe und in Zeiten von äußerer und innerer politischer und
wirtschaftlicher Stabilität .

6 . Man sagt vielfach , der endgültige Finanzausgleich setz«
zunächst Steuervereinheitlichung voraus . Das ist richtig.

Ich werde nachher noch ausführen , daß die heutige Vertei -
lung der ReichSeinkommen - und Körperschawreuer auf der al -
leinigen Grundlage des örtlichen Veranlagungssolls , der sog.
Nechnungsanteile oder des sog. örtlichen Aufkommen » d«r



Steuern ungerecht ist , daß der Finanzausgleich sich nicht »loß «
nach der wirtlichen SleUerkraft . sondern ebenso hewifsermatzen .
nach der umgekehrten Steuerlraft , d. i . nach dem »bjettiven
Kteuerbedarf eines Landes zu richten hat . Wenn man nun
den Finanzausgleich vom Steuerbedarf eines Landes abhängig
machen will , so spielt natürlich eine Rolle , zu wissen . , wie starr
ein Land belastet ist ! und ob ein Land steuerlich stärker belastet' ist als das andere . Es ist also notwendig , festzustellen , welches
Land starker belastet ist , aus welcher Grundlage der Steuer -
belastungsvergleich durchgeführt werden kann , und welches die
Ursache ein,er etwaigen Steuermehrbelastung ist. Umgekehrt
bewirkt ein ungerechter Finanzausgleich , daß das Land , welches
zu wenig Reichsüberweisungen erhält , seine Realsteuern an «
spannen , vielleicht sogar überspannen mutz . Hohe Realsteuer «
können also auch eine Folge eines unrichtigen Finanzausgleichs
sein . Die Meinung , daß der Finanzausgleich heute , d . i . der
Verteilungsschlüssel der ReichKüberweisunge » , unrichtig ist,
bricht sich immer mehr Bahn , ebenso wie die Überzeugung , daß
in den betr . Ländern die Senkung der Realsteuern nicht mög -
lich ist, solange nicht der ReichKverteilungsschlüssel geändert ist.
Zu diesen Ländern rechne ich Baden .

Um nun für die Zwecke des Reichssinanzausgleichs die Be -
lastung der einzelnen Länder miteinander zu vergleichen , sind
theoretisch mehrere Wege denkbar . Man rechnet in den ein -
zelnen Ländern die Gesamtbelastung durch alle Reich - , Landes »
und Gemeindestenern in einer Summe aus und setzt diese
Summe nun in Beziehung zur Einwohnerzahl des betreffenden

! Landes (Kopfquote 1 ) oder zum Gesamtvolkseinkommen ( Ein ,
kommensquote 2) . Soweit es sich um Realsteuern handelt , ist
es auch üblich , die Teilbelastung durch diese in Beziehung zu
setzen zu dein durch sie belasteten Vermöge » . Diese letztere
Untersuchung ist aber in diesem Zusammenhang hier ohne Be -
deutung und ohne Beweiskraft . .

1 . Kopfquote
Der Steuerbelastungsvergleich , aufgebaut auf der Steuer -

belastuug pro Kopf der Bevölkerung , errechnet , wieviel Reichs -
mark Steuer eine Person zu tragen hat , wenn man die Ge -
samtsteuersumme durch die Einwohnerzahl des Landes teilen
dürfte . Diese Vergleichsmethode wird aber im wesentlichen von
den namhaften Autoritäten abgelehnt , so vom Statistische »
Reichsamt im Sonderabdruck zu „ Wirtschaft und Statistik " 1929
Rr . 1 Seite 2, von Universitätsprofessor Monibert in einem
Gutachten an das badische Finanzministerium , von Universi -
tätsproseffor W . Gerloss „Steuerbelastung und Wiedergut -
machung " Schriften des Vereins für Sozialpolitik Band 168
1824 1 . Teil Seite 21 , von Ministerialrat Keding im Reichs -
Verwaltungsblatt und preußischen Verwaltungsblatt von 1928
.Seite 738 , von Universitätsprofessor Dr . Bräuer im Hand¬
wörterbuch b&t Staatswissenschafte » 4 . Auflage , 7 . Band Seite
1087 ff . uud in seinem Schreiben vom 12. April 1929 an das
badisch« Finanzministerium ; für den internationalen Steuer -
belastungsvergleich auch vom Jahresbericht der Industrie - und
Handelskammer z« Berlin von 1928 Seite 20 und von Regie -
rungsrat Ebbinghaus aus Berlin im „Karlsruher Tagblatt "
Nr . <30 vom 1 . März 1929.

Wer aber unbedingt die Reihenfolge der belasteten deutschen
-Länder aus Grund der Kopfquote festgestellt haben will , der
sei verwiesen auf die von Walter Adametz und andern heraus -
gegebene Zeitschrift „Reich und Länder " 1929, Heft 5 Seite 268.
Dort stellt Ministerialrat Keding auf Grund der Kopfquote —
allerdings nur für die Realsteuerbelastung der Länder —
folgende Reihenfolge fest : 1 . Hamburg , 2. Lübeck, 3. Bremen ,
4 . Preußen , 5. Bade » , 6 . Hessen , 7 . Sachsen , 8. Württemberg
usw . Beweiskräftig ist aber diese Reihenfolge wegen der Un -
Geeignetheit des Vergleichsmaßstabs nicht . Die Einwohnerzahl
spielt zwar bei finanziellen Vergleichen eine große Rolle ; für
Sie Frage der Steuerbelastung der Länder ist sie aber nicht
brauchbar .

2 . Eintom mensquote
Hier stellt man fest , welcher Hundertsatz des Volkseinkom -

mens durch die Gesamtsteuerbelastung aufgezehrt wird . Leider
kennt man das Volkseinkommen nicht . Man sucht deswegen
nach Hilfsmitteln und benutzt als Vergleichsmatzstab das der
Reichseinkommensteuer und Reichskörperschaftsteuer zugrunde
liegende Einkommen . Ich nenne dies der Kürze wegen „Ein -
kommenftenereinkommen " . Aber das Einkomrnensteuereinkom -
men ist nicht identisch mit Volkseinkommen . Im Einkommen «
steuereinkommen des ganzen Volkes find einzelne Teile des
Volkseinkommens mehrfach gezählt ; z. B . die Dividenden einer
Aktiengesellschaft müssen doppelt versteuert werden , einmal als
gewerbliches Einkommen der Aktiengesellschaft und dann wie -
der als Einkommen des Aktionärs ans Kapitalvermögen . Das

. gleiche gilt von der Tantieme des Äussichtsrats . Wir besteuern
ferner den allzugrotzen Verbrauch . Durch die Besteuerung des
Verbrauchs sind im Einkommensteuereinkommen Beträge ent -
Halten , welche überhaupt kein Einkommen sind , welche der Ver -
braucher vielmehr der Substanz seines Vermögens entnimmt .
Im Einkommensteuereinkommen sind serner viele Einkommen
nicht enthalten , insbesondere die sog . Freiteile und Familien «
« -Mäßigungen , welche wirkliches Volkseinkommen sind und mit
denen gewisse Ausgaben bestritten werden müssen . In Baden
sind rund 75 Proz . der Landwirte einkommensteuersrei ; das -
selbe gilt von vielen Gewerbetreibenden und von Lohnempsän -
gern . Zum Volkseinkommen gehören aber solche entkommen »
steuerfreie Einkommen dennoch . Und tatsächlich hat auch der
« inkommensteuersreie Landwirt . Gewerbetreibende , Hausbesitzer
ein Einkommen , aus welchem er seine Realsteuer zahlt .

Je zahlreicher in einem Land die kleinen Betriebe und die
kleinen Leute , desto größer ist derjenige Betrag des Volks -
einkommens , welcher im Einkommensteuereinkommen fehlt .
Baden steht hier an erster Stelle , es hat die kleinsten Betriebe ;
deswegen ist für Baden der Belastungsvergleich gemessen an
einer solchen Einkommensquote , völlig unbrauchbar .

Da man das wirkliche Volkseinkommen nicht kennt , so gehen
manche , um eben auf alle Fülle vergleichen zu können , so weit ,
daß sie den Vergleich aufbauen nicht auf dem Einkommensteuer -
» i,»kommen , sondern aus dem Einkomme »steuera »skomme>i , d . h.
bus dein Ertrag der Einkommensteuer . Diese Methode ist aber
„ och weniger brauchbar wie die andere ; denn das Einkommen »
Steueraufkommen gestattet noch weniger als das Einkommen -
steuereinkommen einen Schluß auf das Volkseinkommen . Zwei
Länder können dasselbe Steueraufkommen - und doch verschie-
dene Einkommen haben . Das hängt zusammen mit der pro »
gressiven Staffelung der Steuersätze . Da Millionäre hohe
Einkommensteuerfätze zahlen , so können zwei Länder mit dein-
selben Auskommen doch ein ganz verschiedenes Einkommen¬
steuereinkommen haben ; unter diesen beiden Ländern kann das
Land mit den Millionären das geringere Einkommensteuerein -
itommen aufweisen . Das Steueraufkommen iit deswegen kein
brauchbarer Vergleichsmaßstab , weil sich in ibm nicht einmal
das Einkommensteuereinkommen ausdrückt , geschweige denn das
Volkseinkommen .

Das Aufkommen ist aber heute auch deswegen keine gceig -
nete Vergleichsunterlage , weil z . B . dasjenige , was als Auf -
kommen einer bestimmten Stadt , z. B . Berlin , gebucht wird ,
bei richtigem Verfahren gar nicht als Steuerauskommen von
Berlin behandelt werden dürfte , sondern als Auskommen des¬
jenigen Orts , an welchem das Einkommen wirklich entsteht . So
>ilt z. B . das Umsatzsteneraufkommeii Kaliwerk « Baden und

Markgrafler in Oberbaden nicht als badisches Auftvm » » ,,
fondern als Berliner und als - preÄtzisches Steueraufkommen .
.. Aus all diesen Ursachen ist das auf Grund des gegenwärtigen
Verteilungsschlüffels für ein Land sich ergebende Aufkommen
an Einkommen - und KSrverfchaftsteuer kein geeigneter Maß -
stab für den Steuerbelastuugsvergleich

Oft befaßt sich auch die Statistik mit der Frage , welche Steu -
ern ein Unternehmen zu zahlen hätte , wenn es statt in dieser
Stadt in einer andern Stadt feineil Sitz hätte . Bei diesem
Vergleich wird vielfach folgender Gedankenfehler gemacht :
Wenn das Unternehmen , das Verwaltungsgebäude , das Fabrik «
gebäude nicht in Karlsruhe , sondern in Berlin gelegen wäre ,
so würden zwar vielleicht die Steuersätze in Berlin geringer
sein als in Karlsruhe ; aber die Steuerhöhe hängt nicht bloß
vom Steuersatz , fondern auch dom Steuerwert ab . Der Qua -
dratmeter eines Bauplatzes ist in Berlin gewiß teurer als in
Karlsruhe . Man wird deshalb bei solchen Einzelvergleichen
untersuchen müssen , ob nicht der geringere Steuersatz einer an -
der » Stadt wieder eingeholt oder sogar überholt wirb durch
entsprechend höhere Bewertung des Steuerobjekts .

Ein Vergleich darüber , welches Land die höheren Realsteuern
hat , kann in brauchbarer Weise erst geführt werden , wenn wir
ein Steuervereinheitlichuiigsgefetz haben , welches einheitliche
Begriffe , einheitliche Bewertung , einheitliche Grundsätze über
Schuldenabzug , Pachtzinsenabzug usw . festgelegt hat : Erst dann
kann aus der Höhe der Umlagesätze entnommen werden , wel -
ches Land auf dem Gebiet der Realsteuern den höchsten Satz
und den höchsten Steuerbedarf hat .

Der so festgestellte tatsächliche Steilerbedarf zeigt dann , in¬
wiefern die heutige Steuerverteilung den? Bedürfnis genügt .
Ist er sehr verschieden , so ist dies ein Zeichen , daß die Steuer -
Verteilung,geändert werden MuH. Die Feststellung hat stati -
stische Bedeutung , sie bildet aber nur eine » Matzstab für die
Neuregelung der Verteilung . Hauptgrundlage dafür kann sie
nicht sein , da die Höhe des gegenwärtigen Steuerbedarfs eines
Landes von Ausgaben herrühren kanu , die vom Standpunkt
des Ganzen aus betrachtet nicht gerechtfertigt sind . Es muß
vielmehr nach allgemeinen Richtlinien der Normalbedarf eines
Landes berechnet werden , Hauptgrundlage dafür wird im
wesentlichen die Einwohnerzahl sein . Ich komme darauf noch
zu sprechen .

«Fortsetzung der Rede in der nächsten Nummer .)

Aus dem Reichstag
„Rotfront " — Die SM - Millionen - Anleihe

Im Gegensatz zum Preußischen Landtag verlies am Montag
der schon vorher erwartete kommunistische Vorstoß beim Be -
ginn der ersten Reichstagssitzung nach der Pause recht Harm -
los . Der kommunistische Abg. Maslowski beantragte die so-
fortige Beratung kommunistischer Anträge auf Aufhebung des
Verbots des Rotfrontkämpferbundes und der „ Rqten Fahne ".
Er griff dabei natürlich die Regierung und den Berliner Po -
lizeipräsidenten an und schloß mit dein Schlachtruf des ver «
botenen Rotfrontkämpferbundes : „ Rotfront ! " . — Seine Frak »
tionsgenossen stimmteil dreimal ein . aber die übrigen Abgeord «
neten lachten nur . —

Ohne jede Aufregung wurde die kommunistische Forderung
abgelehnt , und man ging gleich über zur ersten Beratung des
Gesetzentwurfes zur Besserung der Kassenlage des Reiches .
Es handelt sich dabei um die 5W - Milli » neu - A»leihe , die von
der Vermögeilsteuer , Erbschaftsteuer lind Einkommensteuer be-
freit sein soll. Zu dein Einwurf gehört auch die Ermächti «
gung für die Reichsregierung , die dem Reich gehörigeil Bor -
zugsattie » der Reichsbahn an öffentliche Kreditanstalten zu
veräußern . Es war bekannt , dciiz diese Vorlage bei ihrem
Erscheinen auch im Lager der Regierungsparteien nicht mit
ungeteiltem Beifall begrüßt ' worden ist, besonders nicht von
den

^ isozialdemotrate » . Es war sogar von einer drohenden
Krise gesprochen worden . Bei Beginn der Sitzung stand aber
schon fest, daß eine solche Krisengesahr nicht besteht . Die so«
zialdemokratische Fraktion hatte sich vormittags in ihrer Frak «
tionssitzung — wenn auch nur mit geringer Mehrheit — zur
Annahme der Borlage entschlossen , und auch die übrigen Re¬
gierungsparteien wollen mitmachen .

Reichsfinanzminister Dr. Hilfcrding , der die Vorlage be -
gründete , betonte , daß _bic Regierung zu der außergewöhn -
lichen Maßnahme der Steuerbefreiung genötigt sei, um ans
der augenvlickliche » Verlegenheit herauszukommen und dein
bei der jetzigen schlechten Lage des Geldmarktes notwendigen .
Anreiz zur Aufnahme ihrer Anleihe zu geben . Es solle sich
aber nur um eine einmalige und vorübergehende Maßnahme
handeln . Darum könne die Regierung auch nicht dem Be -
schlnß des Reichsrates zustimnien , der auch den Liinderauleihr »

• die Steuerbefreiung bis zu emem gewissen Prozentsatz zu -'
billigen will . Der Minister betonte schließlich, daß der jetzige
einmalige lind begrenzte Notstand der Reichskasse keinen An -
laß zur pessimistischen Beurteilung der allgemeinen Finanz -
läge biete . Die Regierung arbeite an der dauernden Ord -
nnng unserer Finanzen .

In der Aussprache lehnten die Redner der Kommunisten ,
der Nationalsozialisten und der Christi . Bauernpartei die Vor¬
lage ab . Ablehnend äußerten . sich auch die Vertreter der
Deutschnationalen Volkspartei und der Wirtschaftspakt » , aber
sie behielten sich immerhin die endgültige Stellungnahme bis
nach der Ausschußberatuug vor . Auch die Sozialdemokratie
machte einen Vorbehalt dahin , daß sie abwarten wolle , ob
der Ausschuß einen besseren Weg zur Hebung der Finanz -
not zeigen könne , im anderen Falle würde sie ihre
Bedenken gegen die Vorlage zurückstellen .

Die Vorlage wurde dem Haushaltsausschuft überwiesen .
Die 2 . Beratung soll schon morgen stattfinden .

Bei der Fortsetzung der 2 . Beratung des Landwirtschafts -
etatS kamen die Redner der Deutschen Volkspartei .und der
Wirtschaftspartei zum Wort . Beide forderten Maßnahmen
zur Förderung der landioirtschaftlichen Rentabilität .

Hente . Dienstag , 8 Uhr , soll die Beratung weiter gehen .
§ '

Bor der « meritafahrt »es „ Graf Zeppelin "

Soweit vis jetzt feststeht , werden sich an der Amerikafahrt
des „Graf Zeppelin "

, die am morgigen Mittwoch beginnen
soll, 59 Personell beteiligen . Der W . „Passagier " wird ein
Gorillaweibchen sein , das von einer Hannoverschen Tierhand -
luug an den Zoologischen Garten in Chicago verkauft wurde .
Da das Luftschiff auf dein kürzesten nördliche » Wege über
Irland -Neufundland mit zahlreichen Tiefs . Gegenwind , Re -
geil und Nebel zu rechnen hätte , so wird es wahrscheinlich
weder diesen Weg noch dem Kurs , der Dampserstraßen , son -
deru eineil der längeren Wege im Süden wählen .

MW Meusche » umgetominen
MTB . London , 14 . Mai . (Tel . ) „Chicago Tribüne " meldet

aus Teheran : Das Erdbeven in Persien dauert an . Räch den
bisherigen Meldungen haben mindestens 3000 Menschen das
Leben eingebüßt . Uber 50 Dörfer sind völlig und eine weit
größere Allzahl teilweise zerstört worden . Das russische Rote
Kreuz hat in Flugzeugen Krankenschwestern , Ärzte , Medika¬
mente . uud andere Hilfsmittel gesandt . Lebensmittel aus Ruß -
land und Tnrkestail treffen jetzt in Autos « in . Allerdings ist
diese Hilfe angesichts der Ausdehnung der Katastrophe nicht
sehr weitreichend .

# Die säcksiscben Mablen
Die Resultate von Lcmdtagswahlsn in den größeren

Ländern des Reiches sind immer politisch interessant und
aufschlußreich . Zumal dann , wenn , wie jetzt in Sachsen ,die Reichspolitik den Wahlkampf und das Ergebnis beä
Wahlkampses sehr stark beeinflußt hat . Andererseits darf
man die regionale » Verhältnisse nicht außer acht lassen.
Diese regionalen Verhältnisse sind allerdings bei den
Wahlen in Sachsen vielleicht weniger in Fragen '

fach-
licher Politik , pls in Fragen des Gefühls in Erscheinung
getreten .

Die Sachsen sind eben ein Volk von eigener Art . Und
schon von jeher hat dort ein recht schroffer Radikalismus
das öffentliche Leben beherrscht . Tie politischen Probleme
find ja schließlich im wesentlichen dieselben , wie mich in
andern Ländern . Aber anders ist die Art der gesühls -
mäßigen Einstellung dazu . In Sachsen hat man soziale
Gegensätze von einer Schärfe , wie sie kaum noch in an -
dern Gebieten , beobachtet werden kann . Und zumal die
Sozialisten Sachsens genießen von altersher den Ruf ,
die Radikalsten unter ihren Genossen zu sein.

Das Widerspiel dazu bilden du Rechtsparteien , die in
Sachsen auch heute noch eine sehr bedeutende Position
behaupten . Ja, , wenn man sich das vorgestrige Resultat
ganz geuan betrachtet , wird man finden , daß sich sogay
eine gewisse Machtverschiebung »ach Rechts vollzogen hat ,
insofern , als die beiden Parteien der Rechten , Deutsch-
national ? und Nationalsozialisten , von 16 Mandaten auf
18 Mandaten gestiegen sind. Die Deutschnationalen hat -
ten im alten Landtag 14 Sitze , sie haben jetzt zusammen
mit dem „Sächsischen Landvolk "

, ihrem agrarischen Ab-
leger , 13 Sitze ; die Nationalsozialisten aber haben zu
ihren zwei Mandaten noch drei hinznerobert .

Die Demokraten haben ein Mandat verloren , und
die Deutsche Volkspartei hat ein Mandat gewonnen . Auch
die Wirtschaftspartei hat ein Mandat gewonnen . Auch
aus diesen Gewinnen läßt sich auf eine gewisse Macht -
Verschiebung nach rechts schließen. Die Volksrechtspartei
hat ein Mandat verloren .

Was nun die sozialistische» Parteien anlangt , so haben
die Sozialdemokraten zu ihren 32 Mandaten noch zwei
hinzugewonnen . .Ihre Stimmenzahl liegt aber doch nn -
terhalb der bei den letzten Reichstagswahlen erzielten
Ziffer . Schlecht abgeschnitten haben die Koni mu nisten »
die von 14 Mandaten zwei verlieren . Di « Altsozialisten
find von 4 Mandaten auf 2 zusammengeschrumpft und '
werden in Zukunft kaum noch eine Rolle spiele «, . Rechnet
man sämtliche sozialistische Stimmen zusammen , so zeigt
sich, daß sie nicht einmal die Mehrheit haben , wie das bei
der letzten Reichstagswahl noch der Fall war . Wenn man
bedenkt , daß die sächsischen Sozialdemokraten mitsamt den
Thüringern das Sorgenkind innerhalb der Gesamtpartei
ist , wird « man dieser Tatsache immerhin eine besondere
Bedeutung beizumessen haben .

Das Herüberwandern von kommunistischen Wählern
zu den Sozialdemokraten fällt für die Beurteilung der,
Entwicklung des Verhältnisses zwischen beiden Parteien
nicht sehr ins Gewicht , da der Unterschied in Sachsen
nicht sonderlich groß ist : die Sozialdemokraten in Säch -
sen gaben sich bisher sast genau so radikal , wie die Stirn ,
munisten selbst.

Was hat ihnen das geholfen ? Nichts ! Sie haben nach
dem vorgestrigen Resultat keineswegs die Möglichkeit ,
eine sogenannte „ rote Mehrheit " im Landtag zu bil « n,
da sie zusammen nur über : 45 Mandate , zusammen mit
den Altsozialisten über 47 Mandate verfügen , gegenüber !
den 49 Mandaten aller nichtsozialistischen Parteien . An
sich ist das wahrscheinlich ein Segen für das Land . Denn
eine Zusammenarbeit mit den Kommunisten hätte in
kurzer Zeit zu den schwersten Unzuträglichkeiten sachlicher
Art gesührt , und den Gewinn davon hätten die Rechts -
Parteien sür sich buchen können .

Die bisherige Regierungsmehrheit , die sich aus Alt -
sozialisten , Demokraten , Wirtschaftspartei , Deutscher
Volkspartei , Volksrechtspartei -und Deutschnationalen zu-
sammensetzte , ist nach dem Ergebnis der vorgestrigen
Wahlen nicht mehr aufrechtzuhalten . Ihre Bildung
könnte nur dann verfucht werden , wenn man sich noch
auf die Nationalsozialisten stützt. Und das ist ganz aus¬
geschlossen , da schon allein die. Demokraten nicht mehr
mitmachen würden .

Die Entwicklung hat also zwangläufig bis dicht vor
die Tore zur Große » Koalition gefuhrt . Es wäre im In¬
teresse der gesamten innerpolitjscheu Lage Deutschlands
zil begrüßen , wenn sich die sächsischen Sozialdemokraten
zu dem Entschlnß einer Bildung der Großen Koalition
aufraffen würden . Sie würden sich dann in Praktischer
Arbeit davon überzeugen , daß manches in den Geschäften
einer Regierung doch anders aussieht , als es dem agita¬
torisch geschulteil Auge eines radikalen Politikers erschei -
neu mag . Ferner aber würde die sächsischeSozialdemokratie ,
die ja weitaus die stärkste Partei des Landes ist und
allein über gut ein Drittel aller abgegebenen Stimmen
verfügt , nur dann , wenn sie die Große Koalition bildet ,
zu wirklichen» politischen Einfluß gelangen . Sie hat
jahrelang außerhalb der Regierung .gestanden und müßte
nun auch weitere vier Jahre draußen stehen , wenn fl«
sich einer besseren Einsicht verschließt .

Hinrichtungen in Litauen . Aus Kowno wird gemeldet , datz
die iii Schauten zum Tode verurteilten Terroristen Montag
sriih 3 Uhr hingerichtet worden . Im Tanrogger
Putschifte »pr » zetz sind fünf der Angeklagten zu lebenslang »
licher Zuchthausstrafe und 19 zu einem bis 1b Jahren Zucht»
haus verurteilt worden . 25 Augeklagte wurden freigesprochen .

II



© er , Innenminister zum verbot des
1?ötfrontkSmpkerbnndes

Badischer Landtag
- v >- DZ . Karlsruh ? , 14 . Mai .

. llntc «; . .btu Eingängen befindet sich eine Förmliche Anfrageder Kommunisten wegen des Verbots des Rote » Frontkämpfer »
dundek in Baden .

> Stcueranfrage »
Bor Eintritt in die Tagesordnung beantwortet Oberfinanz -

rat Dr. Kohler eine Kurzr Anfrage des Abg . Or . Schmitthenuer
«Dntl . ) wegen der »achteilige» Festsetzung der Einheitswerte
für das landwirtschaftliche Grundvermögen usw . Es sei eine
Rachprüfung für das ganze Reich in Aussicht genommen . Der
Reichsfinanzminister habe inzwischen schon bei Vorliegen von
Harten eine entgegenkommende Behandlung angeordner .

Ter gleiche RegierungSvertreter äußert sich auch auf « ine
Kurze Anfrage der Abg. Dr. Glockner (Dem . ) u . Gen . wegender Besteuerung des Gewerbrertrages freier Berufe , die dem
Gewerbe nahestehen . Das Landesfinanzamt ist ersucht wor -
den , die Finanzämter anzuweisen , einkommende Gesuche um
Steuerermäßigung wohlwollend zu behandeln .

Ministerialrat Dr. Serger vom Finanzministerium gibt Ant »
wort auf eine Kurze Anfrage der Abg . Hosheinz (Dem . ) u . Gen .
wegen etwaiger
Stillegung von Strecken der Bad . Lokal- Eiseubahngesellschaft .
Das Landesinteresse an den Nebenbahnen könne nicht so groß
sein , daß sich eine dauernde Zuschnßleiftung und Belastung der
Steuerzahler rechtfertigen ließe . Entscheidend fei , inwieweit
di« nächstbeteiligten Kreise und Gemeinden ein Interesse an
den Nebenbahnstrecken bekunden . Zur Zeit seien Erhebungen
im Gonge , dahingehend , ob etwa unrentable Nebenbahnstrecken
durch Kraftwagenverkehr ersetzt werden können . Es dürfte
überhaupt ernstlich zu erwägen sein , ob eine Umstellung zum
Kraftfahrverkehr nicht zweckmäßiger und der Bevölkerung dien -
lichcr ist .

Oberregierungsrat Keller erklärt auf eine Kurze Anfrage
wegen

des Verbots der Ameritauerrebr ,
daß dieses auf eine Verordnung des Reichsministers für ' Er -
nährung und Landwirtschaft zum Schutze des deutschen Edel -
Weinbaues zurückzuführen ist. Die Erregung in den Kreisen
der Rebpflanzer fei der Regierung bekannt . Man habe sich
auch nach Berlin gewandt , um auf die Schwierigkeiten hinzu -
weisen , die dem Verbot der Amerikanerrebe in Baden begegne .

Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtet Abg . Haas ( Ztr .)
über eine Eingabe des Vereins badischer Fortbilduiigsschulleh -
rer betr .

die Reugestaltung des landwirtschaftliche » » <■ - Kulwrsens .
Nach Mitteilung des Innenministers im i >uß ist zur
Krage des . landwirtschaftlichen Schulwesens . . Referenten -
entwurf fertiggestellt und den interessierten Stellen (Landwirt -
schaftskammer usw . ) zugeleitet .

Das Haus stimmt dem Antrag zu , die Eingabe der Regie -
rung als Material zu überweisen .

Abg . Dr . Wolfhard (Dem . ) erstattet namens des Ausschusses
Jfür Rechtspflege und Verwaltung einen ausführlichen Bericht
Äber den kommunistischen Antrag betr .
>■ Frauen - und Kinderschutz.
Die Antragsteller fordern u . a . Beseitigung des Abtreibungs -
Paragraphen, . Gleichstellung der unehelichen Kindel mit den'thelichen , Ausdehnung des Arbeitsschutzgesetzes auf die Land -
Arbeiterinnen und kaufmännischen Angestellte » , für Baden

/«ine Amnestierung aller Vergehen und Verbreche » gegen die
K § 218 und 219 , eine Neuregelung der Krankenversicherung in
Kdem Sinne , daß ärztliche Hilfe und Krankenhausbehandlung
Gur Unterbrechung der Schwangerschaft sowie die Verabfolgung
Aon Schwangerschaftsverhütungsmitteln als Pflichtleistung ge-
iwährt werden .

Zu dem Antrag hat auch die Regierung im Ausschuß ein -
flehend Stellung genommen . Man kam zur Ablehnung der

Kommunistischen Forderungen , die vom Abg . Back » unmehr im'
Dleuum in längerer Rede begründet werden .

Eine Aussprache . wird nicht gewünscht .
Abg . Frau Siebert (Ztr . ) protestiert in persönlicher Bemer¬

kung namens der Frauenabgeordneten des Landtages gegen die
Mo,nmunistische Auffassung zu den angeschnittenen Fragen .
■ Der Antrag der Kommunisten , dessen Materie ausschließlich
zur Kompetenz der Reichsgesetzgebung gehört , wird darauf mit
allen gegen eine Stimme (Abg . Bock ) abgelehnt .

Abg . Back begründet sodann die Förmliche Anfrage der Kam -
muniftrn wegen

Verbots des Rote » Fronttampserbundes in Baden ,
das er nicht für gerechtfertigt hält . Die Organe der Polizei
scheine» » ach Meinung des Redners das Verbot als ein solches
jeder Betätigung der KPD . aufzufassen .

Nach einer telegraphifchen Mitteilung aus Mannheim seien
dort heute niorge » 5 Uhr 15 »» jformierte und nichtuniformierte
Polizeibeamte im kommunistischen Parteisekretariat erschienen
und hätten dort trotz des Protestes der Parteigenossen alle Ak .
ten beschlagnahmt .

Der Abg. Bock begründet anschließend auch die Förmliche
Ausrage seiner Gruppe betr . Vorkommnisse bei der Schutzpolizei .

Zur Beantwortung nimmt

Innenminister Dr. Remmele
das Wort .

Zur zweiten Förmlichen Anfrage habe ich zu erklären : Hand -
grauaten gehören zu den Rahkampfmitteln der Polizei . Sie
ist damit im Rahmen der vom Versailler Friedensvertrag ge¬
stellten Auflagen ausgerüstet . Die dafür nötigen Ausgaben
find im Voranschlag enthalten .

Die Vorgänge bei den Winterübung »» in Viaunheim sind
uns bekannt . Oberleutnant Meier wurde gerügt und Au « -
märsche bei großer Kälte Verbote» .

Zur ersten Förmlichen Anfrage habe ich zu sage » :
Die Regierung ist nicht bereit , das Verbot des Roten Front -

kämpferbundes wieder aufzuheben . Sie ist mit der Reichs -
« gierung der Meinung ,

daß von einer Aufhebung des Verbots überhaupt nicht
mehr die Rede sein kann.

Das Verbot erfolgte einmal auf Grund der Vorgänge in Ber .
li » , dan » auf Grund der Instruktionen , die mittlerweil » be¬
kannt geworde » sind „Moskau —Berlin ", zentrale Instruktio¬
nen für alle Vereine »nd Organisationen de« Roten Front «
kämpferbundes . _Es ist hinreichend bekannt , daß ich persönlich aus taktischen
und rechtlichen Gründen kein Freund von Verbotsmaßnahmen
von vornherein bin . Ais im April v . I . ReichSinnenminifter
von Keudell ein Verbot des Roten Frontkämpferbundes nahe -
legte , haben dagegen « ine größere Anzahl Länder , darunter
auch Baden , Einspruch beim Staatsgerichtshof erhoben , dessen
IV . Senat zu dem Schluß gelangte , daß sich ein allgemeines
Verbot nicht rechtfertige , weil nicht erwiesen fei , daß der Rote
ftrontkäinpferbund in allen Teilen den gewaltsamen Umsturz
erstrebt . Als das Ansinnen jetzt an uns kam , haben wir un »
im Anschluß an die Berlinrr Vorgänge gleichfall » oefragt . od
«in Verbot für Baden auszusprechen sei

Aus der Konferenz der Junenmimfter der Lander am letzten
Freitag . , erhielte » wir Einblick in - reichhaltiges Material äus
Preuße » , das die Gründlage zu der Überzeugung bot , daß die
übrigen Länder wohl oder übel ein Verbot erlast «» müsse » ,einmal, , weil diesmal ein Einspruch beim Staatsgerichtshos in .
folge der allgemeinen Anweisungen von der Zentrale nichts
fruchten würde , das andere Mal wegen der Vorkommnisse in
Berlin , nachdem inzwischen der strikteste Nachweis erbrachtwurde , daß mau sich mit Gewaltmitteln gegen behördliche An .
orduungen aufbäumen wollte .

Samstag früh hat sich deshalb das Staatsministerium in
Übereinstimmung mit dem Willen der Reichsregierung «nt -
schloffen, das Verbot auszusprechen . Es stellt eine »

Akt der Rotwehr des Staates
dar gegenüber der Absicht des Rote » FroiitkämpferbundeS , mit
Gewaltmaßregel » gegen den Bestand des Staates » nd gegen
behördliche Anordnungen vorzugehen .

Nur ein Beispiel aus Mannheim : Dort hatte die Polizei -
direktion aus Anlaß der Maimesse angeordnet , daß Umzüge der
KPD . angesichts der in solche » verkehrsreiche » Zeiten über -
lasteten Straßen der inneren Stadt nur in de » Vororten statt -
finden dürfen . Genau wie in Berlin im letzten Jahre , wo es
in über 5000 Fällen zu Zusammenstößen kam , haben der Rote
Frontkämpferbund in Mannheim und die Führer der KPD .
sich entschlossen , dieses aus verkehrstechnische » Gründen erlas -
sene Verbot der Umzüge i » der J » »enstadt nicht zu beachte » .

Wenn es schon soweit geht, daß politisch denkende Männer
vor Anordnungen der Behörde » gar keine Achtung mehr ha -
den , dann bleiben nur zwei Wege offen : Entweder die Machtdes Staates an die Kommunistische Partei abzutrete », oder
dafür zu sorgen , daß im Stacktc Ordnung herrscht ! Das gehtübers Bohnenlied , was sich die Kommunisten leisten . Keine
Rede ohne den Appell an die Gewalt (Lebhaste Zustimmungim ganze » Hause ) . Ich sage es frei : Niemand wie ich persön¬
lich leidet mehr darunter , mit Abwehrverboten gegen eine solch
rüpelhafte Gesellschaft vorgehen zn müssen .

Das Demonstrationsverbot gründet sich auf die Verfassung .
Wie lange die Anmeldepflicht bestehen bleibt , hängt von den»
Verhalte » der iif Betracht kommende » Gruppen ab. Aus -
flüge , Veranstaltungen kirchlicher und geselliger Art sind zu -
gelassen , auch Ausflüge und Veranstaltungen politischer Par¬
teien , wenn sie sich im Rahmen von Gesetz und Ordnung hal »
ten . Wir wollen » icht das Empsinde » aufkommen lassen ,als ob unser öffentliches Leben der Ausdruck eines Heerhau -
fens sei , der sich ständig bekriegt .

Zun » Redeverbot für Hölz habe ich nichts inehr zu sagen .
Gegen solche Leute , die pathologisch zu werte » sind ( Abg . Bock
ruft : „Gemeinheit "

, und wird dafür zur Ordnung gerufen ) ,kän » man nicht anders , vorgehen . Ei » Staat , der dulden
würde , daß man polizeiliche Maßnahme » umgeht und ins
Lächerliche zieht , müßte aufhören , zu existieren . (Lebhaftes
Sehr richtig ! ). Ich möchte wissen, was mir i » diesen , Falle
i» Rußland geschehen würde.

Die Propagandafahrten haben draußen im Lande zeitweise
eine beträchtliche Ausdehnung gewonnen . Wir sehen uns ge-
zwungen , weil » es auch schwer werden wird , in der nächsten
Zeit eine Kontrolle auszuübeu , »in bei der Mehrheit der Be -
völkerung , die friedliebend ist, nicht noch mehr das Vertrauen
zur Staatsordnung zu erschütter ».

Der Minister schließt : Nicht ans Lust gegen eine Bewegung ,
die sich seihst verzehrt , wurde das Verbot erlösten , sondern ans
der Notwendigkeit heraus , das Bild der innere » Zerrissenheit
nicht noch mehr zu verschlechtern. Hoffen wir , daß wir in der
nächsten Zeit zu einer größere » Bedeutung kommen .

Der Rede folgte lebhafter Beifall .
Abg . Eggler (Ztr .) verliest namens aller Parteien mit Ans -

„ ahme der Kommunisten eine Erklärung , die das Verhalten ,
der Regierung und des Ministers rückhaltlos billigt und der
Meinung Ausdruck verleiht , daß sich eine Aussprache erübrigt .

Nach einem kurzen Schlußwort des Interpellanten wird der
Gegenstand verlassen .

Abg . Gündert (D . Vpt .) berichtet »och über das Gesuch der
Stadt Edelbach um Aufnahme der Straße Eberbach —Pleuters -
bach—Schönbronn —Schwanheim —Nennkirchen in den Land -
straßenverband .

Das Haus beschließt antragsgemäß Überweisung an die Re -
gierung zur Kenntnisnahme .

Nächste Sitzung Mittwoch vormittag S Uhr .
Der heutige Nachmittag wird für Ausschuß - und Fraktion ?»

sitzungen srei gehalten .

Aus der Tandeshauptstadt
Ausstellung der F » rtwa » ger Uhrmacherschul« und Schnit¬

zereischule . Aus der am 15 . Mai beginnenden Ausstellung von
Arbeiten der Furtwanger staatlichen Fachschulen in der Lau -
desgewerbehalle zu Karlsruhe wird auch eine historische Ab-
teilung aus der dortigen Uhrensammlung großes Interesse
finden . Neben den ältesten im Schwarzwald gefertigten Uhren
mit Holzrädern und Spindelgang werden einige typische Lack-
schilduhren besonders schöner Ausführung , sowie Wanduhren
mit Ölbildern von den Kunstmalern Laule , Lucia » Reich u . a .
ausgestellt fein , Gemälde aus Furtwaugens näherer und wek-
terer Umgebung und verschiedene Originale von Porträtisten ,
alt « Uhrmacher darstellend , sollen den Mahnten zn diesem
Räume bilden , der mit wenigen Stücken die geschichtliche Ent -
Wicklung der für das Land Baden so wichtigen Uhrenindustri «
zeigen wird . Zwei reich geschnitzte Uhren in Rokoko und im
Stile Ludwigs XVI ., die auf der Pariser Weltausstellung im
Jahre 1000 bereits das Können der Schwarzwälder Schnitz-
kunst zeigten , und ein weiteres dem in der Mitte des 18.
Jahrhunderts lebenden Holzbildhauer Math . Faller zuge «
schri «b«nes Kunstwerk, das aus der Kirche seines Geburtsorte »
Neukirch bei Furtwangen stammt, der heilige Andreas , wer -
den «inen Einblick auch in diese Sitte der heimische» Tätig -
feit gestatten . Im übrigen wird man sich aus der Ausstellung
der Erzeugnisse beider Schulen ei» Bild machen können , wie
diese sich den Bedürfnissen der neuen Zeit angepaßt haben ,
um eineil tüchtigen, den modernen 'Erfordernissen gewachsenen
Nachwuchs für Industrie und Handwerk heranzubilden .

Wetteruachrichtendienst der Badisch«» Laudeswetterwarte
Karlsruh » . Das Mittelmeertief hat inzwischen seine Bedeu¬
tung für unser « Witt «rung v«rlor«n, da eine atlantische gh -
klon» , deren Kern heute bis zu den britischen Inseln vorge -
drungen ist. den über dem Festland liegenden Hochdruckrücken
etwas südlich gedrängt hat. Hierdurch find wir in die Süd -
westströmung auf der Borderseite des britischeil Tiefdruckge-
bietes einbezogen worden, dessen Randwellen uns zeitweilig
Bewölkung bringen werden . Wetterausfichteu : Zeitweise hei -
ter , vorwiegend trocken und tagsüber warn, bei südwestlichen
Winden .

Wie aus Havanna gemeldet wird, ist der Deutsch« Paul
M « ll » r, d«m es , wie erinnerlich, gelungen ist, den Atlantischen
Ozean im Ruderboot zu überqueren, dort eingetroffen . Bei
der Einfahrt in den Hafen hätte er beinah« auf den Klippen
des Norro Schiffbruch «rlitten . Ein Boot der HafenpoliK«i
kam ihm zu Hilfe . Ende Mai will Müller nach Mimia in Flo -
rida und von dort weiter nach New York fahren .

. Htmze « strickten «us « sden
B» . « . » Hanfe» (bei Pforzheim ) . 14 . Mai . Am gestrigen

Spatnachmittag brach . aus »och unbekannter Ursache hierFeuer aus , dem in verhältnismäßig kurzer Zeit zwei Wohn-
hauser « nd vier gefüllte Scheunen zum Opfer fiele » . De ?Brand hatte solchen Umfang , daß nicht nur die Nachbarweh .
ren , sondern auch die Pforzheimer Feuerwehr mit Motorspritz «
zu Hilfe eilen mußten , da ein ganzes Ortsviertel bedroht war .Es gelang nach mühevoller Arbeit , den Brand einzudämmen .Zeitweise machte sich durch die anhaltende Trockenheit ein star -ker Wassermangel bemerkbar .

DZ . Baden - Baden , 14. Mai . In Lichtental spielten einige
Jungens Ball , der auf ein Dach flog und oben liegen blieb .Der . Sohn des Kaufmanns Klär stieg auf das Dach , um de »Ball zu holen , stürzte aber im gleiche» Augenblick ab . Er er -
litt einen Schädelbruch und schwere innere Verletzungen , anderen Folgen er im Laufe des Tages erlag .

WTB . Rorschach , 14 . Mai . Ein 40 Jahre alter Silssarbeite »von hier unternahm mit zwei Kindern seines Schwagers am
Sonntagabend eine Rudrrpaotie auf den, Bodensee . Auf der
Rückfahrt brachte der . wie es heißt , angetrunkene Mann durch
Aufstehen das Boot unweit des Users zu ». Kentern . Die Hilf «
vom Lande her kam zu spät . Alle drei Personen ertranken .

Dandel und MirtsckM
Berliner Devife «notieruNae »

II . Mm 13. Rai
iSfi* Dritt Gt !d «ritt

Amsterdam 100 (K. 169.32 169.66 169.41 169:75
Kopenhagen 100 Kr . 112 .26 112.58 112.31 112.53
Italien . . 100 L. 22 .05 22 .09 22.07 22 .11
London . . 1 Pfd . 20 .434 20 .474 20 .443 20.483
New 'Jork . 1 D . 4.2126 4 .2200 4.2135 4 .2215
Paris . . 100 Fr . 16.45 16.49 16.46 16.50
Schweiz . ■ 100 Fr . 81 .105 81 .265 81 .135 81 .295
Wien 100 Schilling 59.17 59.29 59.20 59 .32
Prag . . • 100 Kr . 12.463 12.483 12.465 12 .485

Verein Deutscher Llsabrike », Mannheim . In der am Mon »
tag abgehaltenen Generalversammlung , in der ein Aktien -
kapital von 3 547 200 Reichsmark vertreten war , machte sich

'
eine Opposition bemerkbar , deren Sprecher , Rechtsanwalt Dr.iMarx , Karlsruhe , war . Er ging bei seinen Anfragen und bei
seiner Bilanzbemängelung von der Tatsache aus , daß sich80 Prozent des Aktienkapitals der Gesellschaft in dem Besitzdes Margarinekonzerns van de » Bergh -Jüngens befindet .

'
Die stärkste Bemängelung erfolgte über den Verkauf der Fa¬brik Spyck, die im Besitz des Konzerns und der Gesellschaft
sich defand , und deren Erlös mit 1208 200 Reichsmark un -
ter dem Effektenkonto verbucht wurde . Die Verwaltung wen - '
bete sich gegen die Meinung , daß die Gesellschaft nur fü »den Konzern arbeite ; sie sei in dem Bezug ihrer Rohmateria . '
lien und in dem Absatz ihrer eigenen Fabrikate unabhängig .Dr . Marx beantragte ei„ e Dividendenerhöhung um 3 Proz .
fürsorglich um 2 Proz ., die mit allen Stimmen gegen feine «
eigene ( 193 ) abgelehnt wurde . Die Versammlung beschloß
im übrigen die Ausschüttung einer Dividende von 5 Prv .̂ .

Die Generalversammlung der Mannheimer Beamtentmnk,die durch den Zusammenbruch der Gewerbebank erheblich in
Mitleidenschaft gezogen wurde und sich in Liquidation befin -
det , genehmigte die Bilanz per 31 . Dezember 1928, die in Ak^
tive » und Passive » mit 1505 912 Ml abschließt und erteilt «
dem neuen Vorstand und dem Aussichtsrat Entlastung . Hin .
sichtlich der Auseinandersetzung mit der Landesgewerbrbauk
und der Mannheimer Gcwerbebank wurde mitgeteilt , daß ei
gelungen ist, einen Vergleich zustandezubringen , wonach di»'
Beanltenbank eine Rettosumme von 285 000 Ml zahlt , wovon147 000 Ml bereits bar überwiesen wurden . Die prozentuale
Überschuldung der Beamtenbank beträgt nach einem Statu »
vom 19. April 1929 49 Proz . In der Frage der Haftbar -
machung der frühern Aussichtsratsmitglieder lag ein Beschluß "
der vorigen Generalversammlung vor . ein Regreßklage in
Höhe von 400 000 Ml einzureichen . Die Generalversammlung
setzte die Entscheidung darüber aus die Tagesordnung einer
neuen Generalversammlung .

Ätaatsanzeiger
Nr . 39 740 . Norm . Gemeinde : XIII ». Bez .Amt XXVI ' .

Bekanntmachung :
: A n die Gemeinden u n d Staat sau ssichts -

beHörden :
Hundesteuer .

In Ergänzung der Bekanntmachung vom 8 . September 1924
Nr . 75 710 ( Staatsanzeiger Nr . 213) wird mit Zustimmung
bft Herr » Finanzministers die Bestimmung des § 3 Abs. i v
des Hundesteuergesetzes nachstehend erläutert :

Die Voraussetzungen des § 3 Abs . 2 b H .G . dürfen als vor »
liegend nur angesehen werden , wenn

1 . für die von den Beamten des Reichs , der Reichsbahn , de i
Landes oder der Gemeinden mit Genehmigung der Vorgesetz,
te» Behörde zu dienstlichen Zwecken gehaltenen Hunde voi
der vorgesetzte » Behörde ein angemessenes Fnttergeld , mi ».
destens aber 35 Ml jährlich bezahlt wird ; und

2. es sich um Hunde handelt , die nach Rasse, Größe un »
Stärke voll und ganz den, Zweck , siir den sie gehalten werden ,
entspreche » , u » d wenn , soweit Hunde zur Begleitung von
Beamten zu ihren , persönlichen schütz a» f Dienstgängen ge -
halten werde », diese Hunde regelmäßig auf den Dieustgängen
mitgeführt werden .

Über den Antrag auf Steuerbefreiung entscheidet der Ge -
meinderat gemäß § 2 Abs. 1 der Vollzugsverordnuug z» m
Hundesteuergesetz vorn 9. Mai 1923 (Gesetz- und Verordnungs¬
blatt Seite 95 ) .

Vorgesetzte Behörde » im Sinne des Hundesteuergesetzes sind
die Stellen , denen der Beamte dienftpolizeilich unterstellt ist.

Vorsteh « nde Regelung tritt mit dem 1 . Juni 1929 in Kraft .
Mit den , gleichen Zeitpunkt wird die Bestimmung in Ziffer 3
de» Runderlasses vom 2. Juli 1925 Rr . 59 824 (Ztaatsauzeiger
Nr . 155 ) aufgehoben .

Karlsruh « , den 10 . Mai 1929,
D »r Minist »» des Innern

I . P . : Föhrenba ch .

Personeller Teil

Ernennungen, Vei-setzungen , Zurruhesetzungen usw .
»er planmäßige » Beamte »

An » dem Bereich des Ministerium « de « Inner»
Ernannt :

Zu Landesökonomieräten die Landwirtschaftsassessor « !, Dä
Eduard Köbler in Stiihlinge » uiid Hermann Bretzinger in
Ett «nh «im .

Versetzt :
B «t«rinärrat als Hezirkstierarzt Dr Hermann Ha » in Biet «

ten nach Ar « »burg .
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Ausstellung
der staatlichen

Ahrmacher - unö
Schnitzereischule
FurtWtnuien

in der

Bad . Landesgewerbehalle in Karlsruhe
Karl -Friedrich -Straße Nr . 17

vom 15. Mai bis 12 . Juni 1929 einschl.
Besuchszeiten :

an Werktagen 10—13 und 15—18 Uhr
«n Sonn - und Feiertagen 11—13 und IS —17 Uhr

an Montagen nur nachmittag ? 574

Eintritt frei !

Bekanntmachung .
Mttglieverversammlung deS Lebens -

Versicherungsvereins der Bad . Land-
wirtschaftskammer betr .

Mittwoch, den LS. Mai tSSS,
12V* Uhr

findet in dem Sitzungszimmer der Bad . Landwirt -
,
'chaftskammer , Karlsruhe , Stephanienstr . 43, die

8. ordentl . Mitgliederversammlung
des Lebensverstcheruugsvereiu » der Bad. Land «
wtrtschaftskammer für das Jahr 1928 statt.

Ta gesord nung :
1 . Mitteilungen
2 . Geschäfts - und Rechenschaftsbericht für das

Hahr 1923.
8 . Genehmigung der Jahresrechnung und Entlastungdes Vorstandes und AufsichtSrateS des Lebens -

Versicherungsvereins der Bad . Landwirtschafts -
kammer

4 . Neuwahl der satzungsgemäß ausscheidenden Mit -
glieder au » dem Kreise der Versicherten .

V. Anträge und Wünsche .
Zu dieser Mitgliederversammlung laden wir er

zebenst ein .
Der vorfitzende :

vr . Graf Douglas .

Bekanntmachung .
Mttgliederversammlnng der Haft-

pstichtverstchernngSanstalt der » adtsche«
Landwtrtschaftskammerbetr.

Die diesjährige
l » . ordentl. Mitgliederversammlung
der Haftpfltchtverstcherungsanstatt der « adischen
Kandwirtschastskammer findet am

Mittwoch, den SS. Mai 1S2S,
117* Uhr,

in Karlsruhe , im Sitzungszimmer der Bad . Landwirt »
schaftSkammer , Stephanienstr . 43, statt .

Zu dieser Mitgliederversammlung beehren wir uns
ergebenst einzuladen . Zur Teilnahme ist eine An -
Meldekarte erforderlich , die spätestens 3 Tage vorherbei dem Borstand anzufordern ist .

Tagesordnung :
1 . Mitteilungen
2 . Geschäfts - und Rechenschaftsberictt für da » Ge-

schäftsjahr 1928.
3 . Entgegennahme der Bilanz und Entlastung deS

Vorstandes und Beirates der Haftpflichwe
'
rsich«.

Billigste Bjezugsquefle

für Olualiiätsmöbel

Brüder Bär KAR LSRUHE
Kaiserstraße III

GrttBte Auswahl ! Günstigst » Zahlungsart !
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Am

| Pfingstsamstag (
den 18 . Mai 1929 572 |

§f bleiben unsere sämtlichen Geschäftsräume I

I geschlossen 1
Badischa Bank
Badisch « Girozentrale

ZweiganstaltKarlsruhe
Baer & Elend
Oarmstädter u . National¬

bank , Fil . Karlsruhe

Veit L . Homburger
Rheinische Creditbank ,Filiale Karlsruhe und

Bepositenkassen
Straus & Co .
Sodd . Discontogesell -

schaft , Fil. Karlsruhe

0 .9S2. jiarisrnhe . Das
Konkursversahren übe « das
Vermögen des Eugen G .
M a i e r , Zigarrengeschäft in
Karlsruhe , Amalienstr . 37,
wurde mangels Masse ein
gestellt .

Karlsruhe . 2 . Mai 1929.
Geschäftsstelle deS Amts¬

gerichts A 4.

aiiiiiiiiinüiiHiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiHiiiiHiiiHiiiiiHiiiiiiimiiiiiiiiiiiniiiiiiniö

Feststellung der Baufluchten für den
südlichen Teil des Gewanns „Dammer-
st- «" in Karlsruhe. © .976

Der Stadtrat hier hat die Feststellung von Straßen -und Baufluchten im südlichen Teil des Gewanns
„ Dammerstock " auf Gemarkung Karlsruhe beantragt .Das Nähere ergibt sich aus dem Plan , der nebst
Angrenzerverzeichnis 14 Tage lang vom Tag der Be¬
kanntmachung an , auf der Kanzlei des städtischen Tief -
bauamts zur Einsicht aufliegt .

Einwendungen gegen die beabsichtigte Anlage sind
spätestens bis 1 . Juni 1929 bei Ausschlußvermeiden
geltend zu machen .

Karlsruhe , den 7. Mai 1929 . 0 .-Z .36.
Badisches Bezirksamt II .

run

Äei der Stadtgemeinde Buchen ist alsbald die Stelleeines
^
Sekretärs zu besetzen. Die Einstellung erfolgt' m ein »

. . zu -
verlässige , fleißige und befähigte Kraft in Frage ,welche die Prüfung für den einfachen mittleren Ver -
waltungsdienst bei der Staatsverwaltung oder einer
Gemeindeverwaltung bestanden hat . Die Besoldung er¬
folgt nach Gruppe 7 » der barschen Besoldungsord -
nung . Bei Bewährung ist Beförderungsmöalichkeit
gegeben . Die Festsetzung de» Besoldungsdienstalters
erfolgt im Benehmen mit dem Gemeinderat . Ge -
suche sind bi» IS . Juni einzureichen . Ihnen sind an »
zuschließen : ein handschriftlicher Lebenslauf mit An -
gäbe der Familienverhältnisse , Nachweis der abge -
legten Prüfung , lückenlose Beschästigungs - und Fjih -
rungszeugnisse in amtlich beglaubigten Abschriften
sowie ein Leumundszeugnis . Es ist anzugeben , in
welchen Verwaltungszweigen der Bewerber bisher
hauptsächlich beschäftigt war . 560

Bürgermeisteramt Buchen .

0 .977 . Schönau i . Schw
Über das Vermögen der
Firma Hablitzel & Bäuerle ,
Offene Handelsgesellschaft
— Bürstenfabrik — in
Todtnau , wurde heute vor -
mittag 10 Uhr , das Ver >
gleichsverfahren zur Ab-
Wendung des Konkurses
eröffnet .

Als Vertrauensperson
wurde Syndikus Karl
Tscherter in Schopfheim
ernannt .

Termin zur VerHand
lung über den Vergleichs
Vorschlag ist bestimmt auf
Samstag , 8. Juni 1929,
vorm . 10 Uhr , in den Rat
Haussaal in Schönau .

Der Antrag auf Eröff
nung des VergleichSverfah -
rens und seine Anlagen ,
sowie das Ergebnis der
weiteren Ermittelungen ist
auf der unterzeichneten
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten uiederge
legt .
Schönau i . Schw ., II . Mai

1929.
Geschäftsstelle des Amts

gerichts .

4 . Deckung des Fehlbetrages .5 . Abänderung der Satzung .6 Neuwahlen .
7 Anträge und Wünsche .

Der Borsttzende:
Dr . Graf Douglas .

0 .967 . Karlsruhe , über
das Vermögen der Firma
Leopold Hichberger , früher
Offenbacher Lederwaren ,
vertrieb Albert Meier 4
Co ., in Karlsruhe , Kaiser ,
straße Mg , I ., wurde heut «
nachmittags 5 Uhr , Kon »
kurs eröffnet . Konkurstier -
Walter ist Rechtsanwalt I .
Löwe in Karlsruhe . Kon »
kursforderungen sind bi»
zum 28. Mai 1929 beim
Gerichte anzumelden . Ter -
min zur Wahl eines Ver .
Walter» , eines Gläubiger -
ausschusses , zur Entfchlie -
ßung über die in § 132 der
Konkursordnung bezeich-
neten Gegenstände und

zur Prüfung der angemel »
deten Forderung «» ist am :
Mittwoch , den 5. Juni
1929, vorm . 10 Uhr , vor
>em Amtsgericht Karls ,
ruh «, Akademiestr . 8, 3.
Stock, Zimmer Nr . 346.
Wer Gegenstände der Kon -
kursmasse besitzt oder zur
Maffe etwa » schuldet , darf
nichts mehr an den Ge -
meinschtrtdner leisten . Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Konkursverwalter bi»
28. Mai 1929 anzuzeigen .

Karlsruhe , 8. Mai 1929.
Geschäftsstelle des Amts -

geeicht» A 8.

MWeituMMen .
Die Gemeinde Schönau

i . Schw . vergibt nach den
für Staatsbauten . gelten¬
den Vorschriften im öffent -
lichen Wettbewerb in einem
Los folgende Arbeiten :

Herstellen von Rohrgrä -
ben , sowie Liefern u . Ver -
legen von etwa 256 lfd . m
Stahlröhren mit 120 m-m
Lichtweite und etwa 650
lfd . m Gußröhren in Licht-
weiten von 300, 200, 150
und 100 mm nebst Form¬
stücken usw . £ .965

Bedingungen und Vor¬
drucke liegen bei uns auf .

Angebote sind verschlos-
sen , portofrei und mit der
Aufschrift „Wafserversor -
gung Schönau betr ." bi»
zur Ofsnungstagfahrt am
Donnerstag , den 23. Mai ,
vorm . 11 Uhr , bei dem
Kulturbauamt Lörrach ein -
zureichen .

Lörrach , 8. Mai 1929.
Bad . Kulturbauamt .

Mbenbauarbeiten.
Da » Waffer. ». Straß « -

bauamt Lörrach vergibt auf
dem Wege de» schriftlichen
Wettbewerbes nach Maß »
gäbe der VerdingungSver »
ordnung die Arbeiten zur
Verbesserung der Land¬
straße 1 von Schliengen bis
Welmlingen in 3 Losen .

i » i • ■ i

Die Arbeiten umfassen :
Los I . Länge 300 m mit

7000 qm Fahrbahnher¬
stellung 4500 cbm Erd¬
arbeiten 13000 cbm Schot¬
ter mit Nebenarbeiten ,

II . Länge 2650 m
mit 5800 qm Fahrbahn¬
herstellung 1800 cbm Erd¬
arbeiten 620 cbm Schotter
mit Nebenarbeiten

Los III . Länge 2000 m
mit 12000 qm Fahrbahn¬
herstellung 2800 cbm Erd¬
arbeiten 870 cbm Schotter
mit ^Nebenarbeiten 0 .980

Es wird vorbehalten , die
Schotterlieferungen ge-
trennt von den übrigen
Leistungen und Lieferungen
zu vergeben . Zeichnungen
und Bedingungen liegen
bei uns zur Einsicht auf .
Angebotsvordrucke werden
unentgeltlich abgegeben -

Die Angebote sind , ver-
schlössen und portofrei mit
der Aufschrift „ Verbesse¬
rung der Landstraße Nr . 1 "
bis längstens Freitag , de»
ZI . Mai , vorm . II Uhr , an
uns einzusenden . Zu -
schlagsfrist 4 Wochen .

MtzhoMmiW.
Forstamt Steinbach , Don -

nerstag , den 23. Mai 1929,
vormittags 10 Uhr » Staats -
wald Dburgwald « . Abts -
moor 20,95 5m Eichen ,
20,80 km Rotbuchen, 3,88
frn Ahorn, 8,05 km Eschen ,
493,36 frn Tannenlangholz
und 42 tannene Baustan¬
gen . Losverzeichnisse durch
das Forstamt . 0 .974

Entrosten , Reinigen und
Anstreichen von 11 eiser -
nen Brücken in Radolfzell
und auf d^r Strecke Uber¬
lingen —Klüftern , zusam >
men 3665 m " zu vergeben .
Bedingnisheft liegt hier
zur Einsicht auf . Abgabe
der Angebotsvordrucke zum
Preis von 2,60 XM, sowie
15 Jtrf Portokosten . An¬
gebote verschlossen mit
luffchrift „Brückenan -
trief)

" bis zum Eröff¬
nungstermin , 29. Mai 29,
um 11 Uhr , einzureichen .
Zuschlagsfrist 3 Wichen .
Konstanz , den 8 . Mai 1929.
Borstand des Reichsbahn -
bauamts . 0 .973
Karlsruhe . 0 .981

1 . Zu Band I . Seite 240 :
Oser Stefan , 0berpoftsekre -
tär a . D . KarlSruhe -Rüp -
pur und Hedwig geb. Höh-
loch verw . Weschenfelder .
Vertrag vom 26 . und 29 .
April 1929. Gütertrennung

2. Seite 241 . Rudol
Julius , Schreinermeister ,
Karlsruhe und Anna geb.
Walter . Vertrag vom 27.
April 1929 . Gütertrennung .

3 . Seite 242 . Reuter
Albert , Kaufmann , und
Martha geb . Barth . Ver-
trag vom 1 . Mai 1929.
Gütertrennung .

4 . Seite 243 Weruecke
Reinhold , Mechaniker ,
Karlsruhe und Anna geb.
Heck. Bertrag vom 2 . Mai
1929 . Gütertrennung .

5. Seite 244 . Meer Za .
wel, Händler , Karlsruhe
und Fajga Serla genannt
Fanny geb . 0liwek . Ver»
trag vom 12 . März 1929,
Gütertrennung - 7 . 5. 29.

6. Seite 245 . Feißkohl
Heinrich , Juwelier Karls -
ruhe und Nora geb . Kohler .

Verträge vom 5 . Oktober
1921 und 7 . Mai 1920 . Er-
rungenschaftsgemeinschaft

mit Vorbehaltsgut der
Frau . 11 . 5 . 1929 .

Amtsgericht Karlsruhe .

MWes LandesPM
Mittwoch , 13. Mai

G * 26 Th .-Gem . 2 . S -G «
und 301- 400

Schauspiel von Galsworthy
Regie : Baumbach

Mitwirkende :
Bertram , Ermarth , Willer »

Baumbach , Bortseldt ,
Brand , Dahlen , Graf .
Herz , Höcker, Just , Kien «
scherf, Kloeble , Luther /
Mehner , Müller , Priiter ,

Schulze
Anfang 20 Ende n> 22 1/»

Preise A (0,70 —5 X&)

Do ., 16. Mai , Sakuutala »
Fr -, 17. Mai , Der Diktator»

Hierauf :
Das geheime Königreich

Schwergewicht oder :
die Ehre der Ration ,

hierauf
Im Konzerthaus :

Gastspiel des Elsässischen
Theaters Karlsruhe's Teschtament

Sa . 18. Mai , EinmalijteO
Gastspiel Max Pallenberg

mit seinem Ensemble :
das große ABC .

So - 19. Mai , Einmaliges
Gastspiel der japanische »'
Sängerin Jovita Fuönte » ?

Madame Bntterfly .
Im Konzerthaus :
Zum erstenmal :

Das goldene Kalb,
Mo -, 20 . Mai . nachmittag »:

Hokuspokus,
abend » : Die Fledermaus .

Im Konzerthaus :
Das silberne Kaninchen.

U \mm
Große

yarieti -Spiele
Die glanzvtUt Parad «

artistischer

nocnsiseisiung nw

M
M lür Luft

Anfang tä | lieh 20 Uhr

' lliKkvBitel
« « Mannheim

0 6 . 8 q )
Planken xZ

'T*-— 35505
| A . Maier & Co . G.m.b.H.

Druck G . Braun , Karlsruh «
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